
Grausam und rücksichtslos ging es
in den Häusern zu, die jungen Be-
wohner wurden oft zur Arbeit ge-

zwungen, viele waren sexueller Gewalt
ausgesetzt: Bundesdeutsche Kinderheime
waren in den fünfziger und sechziger Jah-
ren Orte des Schreckens.

800000 Menschen wuchsen damals in
diesen Einrichtungen auf, viele ohne an-
gemessene Schulbildung und ohne medi-
zinische Versorgung. 

Wolfgang Focke ist einer von ihnen.
Er ist heute 64 Jahre alt, und er möchte,
dass sich Staat und Kirche endlich dazu
bekennen, „dass sie bei mir und meines-
gleichen großen Mist gemacht haben,
sie sollen uns unsere Würde zurückge-
ben“. Mit seinen Leidensgenossen for-
dert er „Entschädigung für die Zwangs-
arbeit und für die ständigen Demütigun-
gen, den systematischen Entzug von
Menschenrechten, das Einsperren ohne
Grund“. 

Seit zwei Jahren hat sich der „Runde
Tisch Heimerziehung“ beim Bundestag
mit diesen Vorwürfen befasst. Die ehe-
malige Bundestagsvizepräsidentin Antje
Vollmer (Grüne) moderierte die Treffen
mit bis zu 30 Teilnehmern. Es wurden
 Experten angehört, wissenschaftliche
Gutachten eingeholt, staatliche Aufsichts-
behörden und Heimbetreiber von einst
befragt. Kommende Woche soll das Er-
gebnis mit Empfehlungen an Parlamente
und Regierungen von Bund und Ländern
gehen.

Bereits jetzt ist klar: Focke und anderen
Opfern wird zwar Anerkennung und Ver-
ständnis zuteil. „Den Unrechtserfahrun-
gen ehemaliger Heimkinder wird ge-
glaubt“, soll es einleitend im Endbericht
des Runden Tisches heißen. Doch in der
zentralen Frage der Entschädigung gibt
es vorerst kaum Fortschritt: Kirchen, Bun-
desländer und zuständige Bundesminis-
terien wie die für Arbeit, Familie oder
Justiz haben seit Wochen hinter den Ku-
lissen gefeilscht. Argumente für eine un-
bürokratische, schnelle Entschädigung
wurden mit jeder Fassung des Abschluss-
berichts getilgt.

Stattdessen wird ein kompliziertes Ge-
flecht vorgeschlagen. So soll es eine bun-
desweite Stiftung geben, einen Beirat,
Renten- und Traumatisiertenfonds sowie
regionale Anlauf- und Beratungsstellen.
Es kann Jahre dauern, bis diese Struktur
durch Ausschüsse, Bundes- und Länder-
parlamente gegangen und per Gesetz ver-
abschiedet ist. Und selbst dann werden
finanzielle Hilfen schwer zu bekommen
sein: Die Opfer müssen individuell nach-
weisen, dass sie sich „in schwierigen Le-
benssituationen“ befinden.

Staat und Kirchen als Betreiber der da-
maligen Schreckensheime stellen sich
nach Jahrzehnten zwar allmählich ihrer
moralischen Verantwortung, aber sie drü-
cken sich vor den finanziellen Folgen. Ei-
nigung haben sie bislang nur darüber er-
zielt, dass Bund, Länder und Kirchen je-
weils ein Drittel des Stiftungsvermögens

bereitstellen sollen. Offen ist aber, wie
viel eingezahlt wird. 

„Keiner nennt Zahlen“, sagt Stefan Beu-
erle, „niemand macht konkrete Vorschlä-
ge.“ Der 70-Jährige war als eines der we-
nigen ehemaligen Heimkinder am Runden
Tisch dabei. Ihn ärgert das Spiel auf Zeit:
Etliche Opfer, die die Aufarbeitung einst
in Gang brachten, sind bereits verstorben.

Um eine kollektive Entschädigung zu
verhindern, wurde in den Endberichts-
entwürfen alles gestrichen, was die Heim-
erziehung als Unrechtssystem darstellen
könnte. Eine „pauschale Entschädigung“
oder „pauschale Opferrente“ lehnen die
Interessenvertreter von Staat und Kirchen
als „nicht realisierbar“ rundheraus ab.

Dabei hatten Wissenschaftler wieder-
holt Forschungsergebnisse vorgetragen,
die ein systematisches Unrecht an Kin-
dern und Jugendlichen belegen. Sie schät-
zen, dass allein durch die erzwungene
Kinderarbeit auf Feldern, in Wäschereien
oder Werkstätten die Jugendhilfe-Etats
der Länder und Kommunen zwischen
1949 und 1975 um zweistellige Milliarden-
beträge entlastet worden sind. Eine Ex-
pertise darüber gab der Runde Tisch aber
erst gar nicht in Auftrag.

Ihre „Zwangsarbeit“ habe gegen das
Grundgesetz verstoßen, argumentieren
die Betroffenen, die oft viele Jahre ohne
Lohn und ohne Sozial- und Rentenversi-
cherung schuften mussten. Vertreter der
Heimkinder fordern deswegen eine Op-
ferrente von 300 Euro monatlich oder eine
Einmalzahlung von 54000 Euro. Dies leh-
nen vor allem die Vertreter der unionsre-
gierten Bundesländer ab, etwa Hessen,
Baden-Württemberg und Bayern. 

Der Berliner Erziehungswissenschaft-
ler Manfred Kappeler, 70, wurde beim
Runden Tisch als Experte angehört. Wie
viele seiner Kollegen kritisiert er die
Ignoranz von Kirchenleuten und Politi-
kern angesichts der wissenschaftlichen
Befunde. Kappeler hat in seinem neues-
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M I S S B R A U C H

System des Grauens
Der „Runde Tisch Heimerziehung“ schließt seine Arbeit ab.

Anders als in Irland sollen Opfer von Gewalt und
schwarzer Pädagogik nicht generell entschädigt werden.

Demonstration ehemaliger Heimkinder, Moderatorin Vollmer: „Systematischer Entzug von Menschenrechten“
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ten Buch „Anvertraut und ausgeliefert“
die Gemeinsamkeit katholischer, evange-
lischer und reformpädagogischer Heime
und Internate analysiert: „Alle wissen,
es geht überhaupt nicht um bedauerliche
Handlungen von Einzeltätern, es war ein
grausames System mit Normen und Re-
geln, das die Betreiber der Heime zu ver-
antworten hatten. Ein System, in dem
Gewalt Methode hatte.“

Völlig versäumt hat der Runde Tisch
unter Vollmers Leitung außerdem, sexu-
elle Gewalt in den einst 3000 Heimen zu
untersuchen. Darum kümmere sich, sagt
Vollmer, der andere Runde Tisch über se-
xuellen Missbrauch, den Familienminis-
terin Kristina Schröder begründet hat.

Dort allerdings wird bislang hauptsäch-
lich über Prävention und Verjährungsfris-
ten geredet. Entschädigungsfragen sind
ein untergeordnetes Thema. Die Aufar-
beitung der Vergangenheit spielt keine
große Rolle. Opfer kirchlicher und welt-
licher Einrichtungen – ehemalige Regens-
burger Domspatzen, Ex-Schüler der Je-
suiten-Kollegs oder der Odenwaldschule
(siehe Kasten) – sind deshalb frustriert.
Auch sie hatten nach der Aufdeckung der
Skandale seit Anfang des Jahres auf späte
Gerechtigkeit gehofft.

Wolfgang Focke hatte als ehemaliges
Heimkind mit einer Petition an den Bun-
destag vor knapp fünf Jahren die Diskus-
sion mit angeschoben, die zur Bildung

des Runden Tisches führte. Jetzt ist er
tief enttäuscht. Er verweist auf Irland, das,
trotz niedrigeren Wohlstands, 14 768
Heimkinder im Schnitt mit 76500 Euro
entschädigt hat. 

„Dass uns Staat und Kirche um unsere
Lebenschancen beraubt haben, soll im
reichen Deutschland nicht annähernd so
viel wert sein?“, fragt er. „Die gestohle-
nen Jahre unserer Kindheit sind für im-
mer verloren, ja, aber warme Worte allein
mindern nicht den Alptraum, der uns bis
heute verfolgt.“ PETER WENSIERSKI
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„Geld zurück“
An der Odenwaldschule wird gestritten, was wichtiger ist: 

Entschädigung für Missbrauchsopfer oder Erhalt des Internats.

Der Mann, der sich Jürgen Deh-
mers nennt, macht eine ein -
fache Rechnung auf. Als er 13

Jahre alt war, wurde er in einem
Duschraum der Odenwaldschule vom
damaligen Schulleiter Gerold Becker
zum ersten Mal missbraucht. Es folg-
ten drei Jahre lang Übergriffe und Ver-
gewaltigungen, manchmal mehrfach
am Tag. Drei Jahre Vorhölle im Inter-
nat, für die ein Vollzahler nach heuti-
gen Preisen knapp 80000 Euro Schul-
geld aufbringen müsste. Dehmers sagt:
„Dieses Geld, das sich meine Eltern
abgespart haben, will ich zurück.“

Der heute 41-Jährige ist einer von
bislang 125 früheren Schülerinnen
und Schülern, die Missbrauchsvor-
würfe gegen den im Sommer verstor-
benen Ex-Schulleiter und mehrere
Altlehrer des Privatinternats erheben.
Er ist einer der vielen, die nach dem
Missbrauch ein Leben auf der Kippe
führten, mit Abstürzen, Alkohol-
oder Drogensucht, langen Therapien.

Und Dehmers Forde-
rung nach Schulgeld-
erstattung ist Teil
der Erklärung dafür,
war um diese Schule
nicht zur Ruhe kom-
men kann. Denn es
geht um die Frage,
was ihr wichtiger ist:
Hilfe und Genugtu-
ung für die Opfer –
oder Erhalt der Insti-
tution.

Der Streit darüber
entzweite vor gut ei-
ner Woche den Vor-
stand des Trägerver-
eins, dem das einstige
Elite-Internat gehört.
Der Vorsitzende Mi-
chael Frenzel trat
 zurück, ebenso Vor-

standssprecher Johannes von Dohna-
nyi. Sie fanden, die Schule müsse „ein
Sühnezeichen setzen“: 300000 Euro
für die Opfer, davon 100000 sofort, der
Rest in Raten, ergänzt durch Spenden.

Heftiger Widerstand kam von
Schulleiterin Margarita Kaufmann.
„Immer wieder“, sagte sie in internen
Gesprächen, hätten Eltern darauf be-
standen, dass Entschädigungen nicht
aus dem laufenden Schuletat gezahlt

werden dürften. Die 2220 Euro Mo-
natsschulgeld seien nur für die aktu-
elle Schülergeneration gedacht. 

Die Mehrheit im Vorstand folgte
Kaufmann. Die Schule will nun eine
Stiftung gründen und für die Opfer
Spenden sammeln. Die Entscheidung,
mit der sich die Schule aus Opfersicht
aus der Verantwortung stiehlt, spiegelt
die nackte Angst um die Existenz des
Internats wider. Die Schülerzahlen
sinken, und das Image ist ruiniert, seit
im Frühjahr alle Medien verbreiteten,
dass sich hier über Jahrzehnte ein
Club von Kinderschändern austoben
konnte. Nur noch etwa 180 Schüler
wohnten jetzt im Internat, heißt es.
Mehr als hundert weniger als in den
besten Zeiten. Und 30 bis 40 weniger,
als man brauche, um wirtschaftlich zu
sein und den Sanierungsbedarf der al-
ten Schulhäuser decken zu können.

Gerade deshalb drängten Dohnanyi
und Frenzel auf die Flucht nach vorn:
Die Odenwaldschule sollte „weltweite
Modellschule“ für den Umgang mit
Missbrauch werden, hatte Dohnanyi
im Sommer angekündigt. Andere
wollten, dass das Thema nicht auf alle
Zeiten so eng mit dem Internat ver-
bunden bleibt. „Wir müssen wieder
zur Ruhe kommen und uns darauf
konzentrieren, Kinder auszubilden“,
sagt eine Mitarbeiterin.

Nun allerdings hat die Schule die
Missbrauchsdebatte mit den Rücktrit-
ten der Vorstände selbst wieder ange-
heizt. Der Opferverein „Glasbrechen“
nennt die Stiftung ein „Feigenblatt“.
Überdies sind mindestens vier Bücher
in Arbeit, die sich ausführlich mit der
dunklen Vergangenheit an der Oden-
waldschule beschäftigen. Zwei davon
wurden von Verlagen schon für nächs-
tes Frühjahr angekündigt.

Auch der Mann, der sich Jürgen
Dehmers nennt, schreibt ein Buch, in
dem die Schule nicht gut wegkommen
wird. Er hatte bereits 1998 versucht,
die Missbrauchsfälle öffentlich zu ma-
chen, war damals aber kaum auf Re-
sonanz gestoßen.

Dehmers ist keiner, der schnell auf-
gibt. „Ich habe zwölf Jahre auf die
Aufklärung gewartet“, sagt er, „jetzt
kann ich auch zwölf Jahre für meine
Entschädigung kämpfen.“

MATTHIAS BARTSCH
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Odenwaldschule: Vorhölle im Internat
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